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Nordatlantische Versammlung 

Deutsche Delegation Bonn, den 8. November 1971 

Der Leiter 


An die Mitglieder 

des Deutschen Bundestages 


Sehr verehrte Frau Kollegin, 
sehr geehrter Herr Kollege! 


Die diesjährige 17. Jahrestagung der Nordatlantischen Ver- 
sammlung hat vom 23. bis 29. September 1971 in Ottawa statt- 
gefunden. 

Die ersten drei Tage waren mit Ausschußsitzungen ausgefüllt, 
in denen die Entschließungen und Empfehlungen der Versamm- 
lung vorbereitet wurden. 

In der Eröffnungssitzung des Plenums am 27. September ergriff 
in Vertretung des erkrankten Präsidenten Fandel (Luxemburg) 
der Vizepräsident Wayne Hays (USA) das Wort. Daran an- 
schließend folgten Ansprachen des kanadischen Senatspräsi- 
denten J. P. Deschatelets, des kanadischen Außenministers 
Mitchell Sharp sowie des aus seinem Amt scheidenden General- 
sekretärs der NATO, Manlio Brosio. 

In den sich hieran anschließenden Beratungen hat die Ver- 
sammlung die folgenden Empfehlungen und Entschließungen 
eingehend diskutiert und mit großer Mehrheit angenommen. 

Als Leiter der deutschen Delegation beehre ich mich, Ihnen 
nachstehend diese Entschließungen und Empfehlungen in 
deutscher Übersetzung zur Kenntnis zu bringen. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 

Dr. Jaeger 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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NORDATLANTISCHE VERSAMMLUNG 

17. Jahrestagung 


L Politischer Ausschuß 


Empfehlung 

Die Ost-West-Beziehungen 

Die Versammlung 

verweist auf die Vielfalt der bilateralen und mul- 
tilateralen Ost-West-Kontakte, die von seiten des 
Westens mit dem Ziel angeknüpft worden sind, die 
Ost-West-Spannungen zu reduzieren; 

stellt fest, daß die Verfolgung solcher Kontakte 
sinnlos wäre, falls die UdSSR die sogenannte Bresch- 
new-Doktrin noch einmal mit militärischen Mitteln 
an wenden würde; 

betont die Bedeutung des Viermächteabkommens 
über Berlin für die allgemeine Entspannung und für 
die Weiterführung der Ost- West-Gespräche; 

ist jedoch der Ansicht, daß dieses Viererabkom- 
men im Detail noch durch bilaterale Verhandlungen 
zwischen der Bundesrepblik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik zu vervollstän- 
digen ist; 

ist der Ansicht, daß mutilaterale diplomatische 
Vorbereitungsgespräche über eine Europäische 
Sicherheitskonferenz aufgenommen werden könn- 
ten, wenn die Berlinverhandlungen einen zufrieden- 
stellenden Abschluß erreicht haben und das end- 
gültige Abkommen durch die Vier Mächte unter- 
zeichnet worden ist; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, ein gemeinsames 
Programm über kurz- und langfristige Ziele auszu- 
arbeiten und anzuwenden, das von den Mitgliedern 
des Bündnisses im Verlauf der gegenwärtigen und 
künftigen Ost-West-Verhandlungen beachtet wird; 

empfiehlt den Regierungen ihrer Mitglieder: 

a) daß gegenseitige, ausgewogene Truppenreduzie- 
rungen als wesentlicher Bestandteil aller Ver- 
handlungen über die europäische Sicherheit an- 
gesehen werden müssen, die auch eine Vermin- 
derung der gegenwärtigen Möglichkeiten eines 
sowjetischen Überraschungsangriffs durch sowje- 
tische konventionelle Streitkräfte umfassen soll- 
ten; 

b) im Zusammenhang mit Verhandlungen über die 
europäische Sicherheit die Möglichkeit einer Be- 
schränkung der taktischen Nuklearwaffen und 
nuklearen Mittelstreckenraketen, die in Europa 
stationiert sind, zu untersuchen; 


c) sicherzustellen, daß bei einer Europäischen 
Sicherheitskonferenz die sowjetischen Aktivitä- 
ten, besonders im Mittelmeergebiet und im Mitt- 
leren Osten, von den Mitgliedern des Bündnisses 
gebührend berücksichtigt werden. 

Empfehlung 

Neue Möglichkeiten 
der Atlantischen Zusammenarbeit 

Die Versammlung 

stellt fest, daß es für die Mitgliedstaaten des At- 
lantischen Bündnisses verschiedene Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit gibt, die sie entweder insge- 
samt oder in kleineren Gruppen verwirklichen könn- 
ten; 

erkennt, daß es für NATO-Mitgliedstaaten wün- 
schenswert wäre, gemeinsame atlantische Probleme 
auch gemeinsam zu behandeln; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat: 

ernsthafte Überlegungen über die Möglichkeiten 
einer ersprießlichen atlantischen Zusammenarbeit 
im Bereich der Konventionen anzustellen, besonders 
über folgende: 

a) Beitritt von NATO-Mitgliedstaaten zu Europa- 
ratskonventionen ; 

b) Atlantische Konventionen; 

c) gemeinsame Initiativen im Rahmen von anderen 
internationalen Organisationen; 

d) Zusammenarbeit im Stil des Nordischen Rates; 

e) übereinstimmende parlamentarische Anträge; 

und zu erwägen, dies besonders auf die Arbeit des 
Ausschusses für Aufgaben der modernen Gesell- 
schaft anzuwenden. 

Entschließung 

Griechenland 

Die Versammlung 

erinnert daran, daß in der Vergangenheit inter- 
nationale Organisationen einschließlich der Euro- 
päischen Gemeinschaften und des Europarates ein- 
deutig die Ansicht zum Ausdruck gebracht haben. 
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daß die Menschenrechte und die politischen Frei- 
heiten in Griechenland drastisch eingeschränkt wor- 
den sind; 

stellt fest, daß das Repräsentantenhaus des Kon- 
gresses der Vereinigten Staaten dafür eingetreteh 
ist, Waffenlieferungen an Griechenland vorläufig 
einzustellen; 

ist der Ansicht, daß im Zusammenhang mit der 
NATO die fortwährenden politischen Bemühungen 
der demokratischen Repräsentanten der anderen 
Mitgliedstaaten des Bündnisses es nicht vermocht 
haben, die griechische Regierung von der Dringlich- 
keit und dem Ernst der Situation zu überzeugen; 

ist der Ansicht, daß Griechenlands Mitgliedschaft 
im Nordatlantischen Bündnis ihm nicht nur Rechte, 
sondern auch Pflichten überträgt, darunter eine der 
wichtigsten, die politische Ungerechtigkeit zu be- 
enden, welche die innere Situation Griechenlands 
charakterisiert; 


bekräftigt, daß Griechenland für die Parlamen- 
tarier der Länder des Atlantischen Bündnisses nicht 
nur ein Problem bezüglich der moralischen Glaub- 
würdigkeit des Bündnisses darstellt, sondern auch 
die Frage nach dem politischen Standort der NATO 
aufwirft; 

bringt ihre erneute Verurteilung jeder Unter- 
drückung der demokratischen Freiheiten in Griechen- 
land zum Ausdruck, die im Hinblick auf die Präam- 
bel und Artikel 2 des NATO-Vertrages eine Gefahr 
für den inneren Zusammenhalt des Nordatlantischen 
Bündnisses darstellt; 

fordert die Regierung in Athen auf, sofort ernst- 
hafte Schritte zu unternehmen, die zur Wiederher- 
stellung der demokratischen Freiheiten führen; 

fordert die anderen Regierungen und Parlamente 
des Nordatlantischen Bündnisses auf, ihren politi- 
schen Einfluß bei der Regierung in Athen geltend zu 
machen, damit dieses Ziel erreicht wird. 


11. Militärausschuß 


Empfehlung*) 

Erdölversorgung der europäischen Bündnis-Partner 

Die Versammlung 

i 

stellt fest, daß die europäischen Mitgliedstaaten ' 
des Bündnisse darauf angewiesen sind, eine ständige | 
und angemessene Energieversorgung sicherzustel- 
len, die in unmittelbarer Zukunft großenteils durch 
Erdöleinfuhren erfolgen muß; 

stellt fest, daß die Regierungen der europäischen 
Mitgliedstaaten des Bündnisses selbst ein hohes 
Maß politischer Verantwortung für die mit der Auf- 
rechterhaltung der Erdölversorgung Europas zusam- 
menhängenden Fragen übernehmen müssen; 

stellt fest, daß unter den gegenwärtigen Umstän- 
den die Erdöllieferungen nach Europa in Krisen- 
zeiten gefährdet und seine Erdölvorräte unzurei- 
chend sind; 

stellt fest, daß die Sowjetunion und die Länder 
des Warschauer Paktes in naher Zukunft wahr- 
scheinlich Erdöl in großen Mengen einführen wer- 
den, um ihren steigenden Inlandsbedarf zu decken 
und daß die Rivalität zwischen Ost und West in 
bezug auf die Welterdölvorräte und -transportwege 
wahrscheinlich zunehmen wird; und 


*) vorgelegt vom Politischen Ausschuß und Militäraus- 
schuß 


empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

a) seine Mitgliedsregierungen aufzufordern, sorg- 
fältig die Möglichkeit zu prüfen, mit den Regie- 
rungen der Erdölerzeugerländer langfristige Ver- 
träge über die Lieferung von Rohöl zu einem 
Preis und zu Bedingungen abzuschließen, welche 
die Versorgung sichern könnten; 

b) seinen Mitgliedsregierungen zu empfehlen, in 
enger Absprache miteinander eine Diversifizie- 
rung ihrer Versorgungsquellen zu planen; 

c) seine europäischen Mitgliedsregierungen anzu- 
halten, die Erschließung von Ölvorkommen in 
ihren eigenen Ländern nach Kräften zu fördern; 

d) seine europäischen Mitgliedsregierungen anzu- 
halten. größere Erdölvorräte in Europa anzu- 
legen, wobei ein Vorrat für 120 Tage anzustreben 
ist; 

e) das weltweite, bewährte System zur Planung von 
Tankerflottenoperationen, wie im Rahmen des 
Erdölausschusses der OECD vorgesehen, beizu- 
behalten, wobei zu fordern ist, daß alle in Frage 
kommenden Tanker nach Vorschriften gebaut 
werden, die eine Verschmutzung der Meere durch 
Auslaufen oder Bersten der Tanker verhindern; 

f) die europäischen Mitglieder des Bündnisses an- 
zuhalten, ihre Forschungen zur Entwicklung von 
Methoden zur Erzeugung „billigen" Atomstroms 
zu intensivieren, zumal der allgemeine Kosten- 
anstieg bei der Erzeugung atomarer Energie 
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nidit länger die Erwartung rechtfertigt, daß die 
Erzeugung von atomarer Energie billiger sei als 
die anderer Energiearten. 

Empfehlung 

Allgemeine militärpolitische Strategie der NATO 

Die Versammlung 

begrüßt die von Präsident Nixon auf der Mini- 
sterratstagung des Nordatlantikrates am 3. Dezem- 
ber 1970 in Brüssel abgegebene Versicherung, daß 
„die Vereinigten Staaten, vorausgesetzt, daß sich 
die übrigen Bündnispartner ähnlich verhalten, ihre 
eigenen Kräfte in Europa aufrechterhalten und ver- 
bessern und sie außer im Rahmen einer beiderseiti- 
gen Ost-West-Maßnahme nicht verringern wür- 
den"*, 

begrüßt die von den Verteidigungsministern der 
Länder der Eurogruppe am 1. Dezember 1970 in 
Brüssel getroffene Entscheidung bezüglich des Euro- 
päischen Verstärkungsprogramms; 

nimmt die sowjetische Reaktion auf die ständigen 
Angebote der NATO in bezug auf die Möglich- 
keit von Verhandlungen über beiderseitige ausge- 
wogene Truppenreduzierungen in Europa zur Kennt- 
nis; 

nimmt die positiven Entwicklungen in den SALT- 
Gesprächen und die amerikanisch-sowjetische Er- 
klärung vom 20. Mai 1971 zur Kenntnis; 

nimmt die im August 1971 zwischen den Bot- 
schaftern der Vier Mächte über West-Berlin ge- . 
schlossene Vereinbarung zur Kenntnis; und 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

a) die Regierungen der im Verteidigungsplanungs- 
ausschuß der NATO vertretenen Verbündeten 
der Vereinigten Staaten aufzufordern, einen 
wirksameren Beitrag zu den gemeinsamen Ver- 
teidigungsanstrengungen zu leisten; 

b) der Sowjetunion und den Ländern des War- 
schauer Paktes in naher Zukunft und im Lichte 
der jetzt von den Mitgliedsländern des Nord- 
atlantikrates in diesem Zusammenhänge unter- 
nommenen Sondierungen konkrete und detail- 
lierte Vorschläge über die Möglichkeit der Auf- 
nahme von Verhandlungen über beiderseitige 
und ausgewogene Truppenverminderungen in 
Europa zu unterbreiten-, 

c) die Vereinigten Staaten anzuhalten, mit der 
Sowjetunion schnell zu einer Vereinbarung über 
die Begrenzung defensiver und strategischer 
offensiver Nuklearwaffen zu gelangen; 

d) im Rahmen der Verhandlungen über europäische 
Sicherheit die Möglichkeit der Begrenzung der in 
Europa stationierten taktischen Atomwaffen und 
atomaren Flugkörper mittlerer Reichweite zu un- 
tersuchen; 

e) spezifische Vorschläge darüber zu unterbreiten, 
wie die gegenwärtigen bilateralen Kontakte zur 
Vorbereitung einer europäischen Sicherheitskon- 


ferenz zum geeigneten Zeitpunkt in ein multi- 
laterales Bemühen zur Vorbereitung einer sol- 
chen Konferenz umgewandelt werden können. 


Empfehlung 

Reorganisation des gegenwärtigen Systems 
getrennter, ausgewogener nationaler Teilstreitkräfte 

Die Versammlung 

unterstreicht die vom Berichterstatter ihres Mili- 
tärausschusses David Groos (Kanada) vertretene 
Auffassung, daß, wenngleich es nunmehr höchst 
unwahrscheinlich ist, daß es je wieder einen bewaff- 
neten Konflikt zwischen den NATO-Ländern in 
Europa geben könnte, diese Länder noch immer in 
Kategorien der Unterhaltung einer umfassenden 
Skala militärischer Fähigkeiten in Form einer 
Marine, eines Heeres und einer Luftwaffe denken, 
so als wären sie noch in Gefahr, von ihren Nach- 
barn angegriffen zu werden; 

hält es für wahrscheinlich, daß innerhalb einiger 
Jahre kein kleines oder mittleres europäisches Land 
mehr in der Lage sein wird, angesichts der steil an- 
steigenden Löhne und Preise, der wachsenden Kom- 
plexität der Rüstung und der sich ändernden Priori- 
täten in den nationalen Haushalten voll aufgefüllte 
„ausgewogene Streitkräfte" zu unterhalten; 

ist der Auffassung, daß, wenn dieser Fall eintritt, 
diese Länder genötigt sein werden zu koordinieren, 
zu integrieren, zu spezialisieren und zu einer Ar- 
beitsteilung zu gelangen; 

ist der Auffassung, daß nur auf diesem Wege auch 
andere Länder als die Supermächte angesichts der 
ständig steigenden Kosten hoffen können, ein wirk- 
sames Verteidigungssystem zu erreichen-, 

ist der Auffassung, daß, wenn keine Fortschritte 
in dieser Richtung erzielt werden, die westeuro- 
päische Verteidigungskraft schnell abnehmen wird; 

erinnert an die Erklärung der Minister der am in- 
tegrierten Verteidigungsprogramm der NATO be- 
teiligten Länder zur Studie „Die Verteidigung des 
Bündnisses in den siebziger Jahren", in der sie un- 
ter anderem feststellen, daß „die NATO-Staaten des- 
halb konventionelle und nukleare Streitkräfte in 
ausreichender Stärke zur Verteidigung wie auch zur 
Abschreckung aufrechterhalten müssen, um somit 
eine gesunde Grundlage für Verhandlungen zu schaf- 
fen und zu unterstreichen, daß Verhandlungen die 
einzig vernünftige verbleibende Möglichkeit sind. 
Fortschritte in Richtung auf eine sinnvolle Entspan- 
nung im Zeitalter der Verhandlungen erfordern 
deshalb die Aufrechterhaltung einer starken kollek- 
tiven Verteidigung"; und 

empfiehlt dem Ausschuß für Verteidigungsplanung 

der NATO 

dringlich die Möglichkeit der Reduzierung der Zahl 
getrennter, voll ausgebildeter nationaler Teilstreit- 
kräfte zu prüfen, um durch eine stufenweise Inte- 
gration und eine neue Arbeitsteilung zu einer effek- 
tiveren nordatlantischen Verteidigung und zu grö- 
ßerer Wirtschaftlichkeit zu gelangen. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache V[/2801 


Empfehlung 

Wirksamster Einsatz militärischen Personals 

Die Versammlung 

ist der Auffassung, daß die Verteidigungsziele der 
NATO und die Sicherheit Europas durch den wirk- 
samsten Einsatz des in den NATO-Streitkräften vor- 
handenen Personals gefördert werden; 

stellt fest, daß der organisatorische Aufbau der 
Streitkräfte der verschiedenen Mitgliedsländer un- 
terschiedlich ist; 

ist der Auffassung, daß etwaige Kräfteveränderun- 
gen, die von einem Mitgliedstaat der NATO vorge- 
nommen werden, mit einer Neugliederung der ver- 
bleibenden Kräfte verbunden werden sollten; und 

empfiehlt dem Ausschuß für Verteidigungsplanung 
der NATO, 

a) die Gliederung der der NATO assignierten Streit- 
kräfte der Mitgliedstaaten zu überprüfen, und 
zwar besonders im Hinblick auf das Zahlenver- 
hältnis von Kampftruppen zu Unterstützungstrup- 
pen und die Zahl und Aufgaben der Stabsein- 
heiten im Verhältnis zu den ihnen unterstehen- 
den Truppen; 

b) etwaige Maßnahmen zu empfehlen, die jedes 
Land zur Neugliederung seiner Streitkräfte er- 
greifen könnte, um eine Verbesserung in der 
Verteidigung Europas zu erzielen; 

c) über die Ergebnisse der Ansiedlung des NATO- 
Hauptquartiers und SHAPE's im Raum Brüssel 
zu berichten und entsprechend seinen Feststellun- 
gen weitere Schritte zur Verbesserung der Effi- 
zienz dieser Behörden zu empfehlen. 

Entschließung 

Reservestreitkräfte 

Die Versammlung 

ist sich bewußt, daß die Strategie der flexiblen 
Reaktion der NATO, um voll glaubhaft zu sein, eine 
breite Skala von nuklear und konventionell bewaff- 
neten Streitkräften erfordert; 

ist sich bewußt, daß die NATO über starke und 
vielfältige konventionelle Streitkräfte verfügen muß, 
um einen Angreifer davon zu überzeugen, daß sie 
entschlossen ist, das Gebiet ihrer Mitgliedstaaten 
auf allen Ebenen eines Konfliktes zu verteidigen; 

weist auf den wertvollen Beitrag hin, den gut 
ausgebildete und gut ausgerüstete Reservestreit- 
kräfte leisten könnten, eine frühzeitige Eskalation 
zu Nuklearwaffen im Falle eines Konflikts zu ver- 
hindern; 

weist auf die wichtige Rolle hin, die solche Kräfte 
im Kriege dadurch spielen könnten, daß aus ihren 
Reihen die SACEUR zur Verfügung stehenden Divi- 
sionen schnell aufgefüllt und ihm schnell Verstär- 
kungen zugeführt werden könnten; 


weist auf die hohen Kosten hin, die die Unterhal- 
tung von Berufssoldaten verursacht; 

weist auf den für die aufgewendeten Mittel erziel- 
baren guten Gegenwert in Form zusätzlichen Perso- 
nals hin; 

stellt fest, daß die NATO bereits gewisse Unter- 
suchungen über Reservestreitkräfte angestellt hat; 
und 

fordert die Regierungen der NATO-Mitgliedstaa- 
ten auf, 

unter der Schirmherrschaft des Ausschusses für 
Verteidigungsplanung weiterhin sorgfältig die ge- 
genseitigen Methoden der Unterhaltung, Ausbildung 
und Mobilisierung von Reservestreitkräften im Hin- 
blick darauf zu studieren, dort, wo dies nach Ansicht 
der einzelnen Länder geeignet erscheint, (a) ihre 
bisherigen Verfahren im Interesse der Erzielung 
größerer Effizienz abzuändern, (b) zu einer weiter- 
gehenden Einheitlichkeit bei der Mobilisierung, Aus- 
bildung und Unterhaltung von Reservestreitkräften 
zu gelangen. 

Entschließung 

Heimatschutzkräfte 

Die Versammlung 

ist sich bewußt, daß ein Einberufungssystem bei 
Ausbruch eines konventionellen Krieges erst mit 
einiger Verzögerung wirksam wird; 

ist der Auffassung, daß ein Angreifer durch be- 
grenzte Streitkräfte einfacher Art, wenn diese be- 
reits vorhanden, entsprechend ausgerüstet und vor- 
bereitet sind, erheblich verzögert werden kann; 

weist auf die wichtige Rolle hin, die Heimatschutz- 
kräfte bei der örtlichen Verteidigung und der Ab- 
schirmung der Mobilmachung der Masse der Ver- 
teidigungskräfte zu Beginn eines Konfliktes spielen 
könnten; 

weist auf die wichtige Rolle hin, die solche Kräfte 
bei der Meldung feindlicher Bewegungen und der 
Bewachung strategisch wichtiger Punkte in den 
ersten Kriegsphasen spielen könnten; und 

fordert die Regierungen der an dem integrierten 
Verteidigungsprogramm der NATO beteiligten Län- 
der auf, 

a) zu untersuchen, ob es nützlich wäre, einen zen- 
tralen NATO- Ausschuß für Heimatschutzkräfte 
zu bilden, dessen Aufgabe es wäre, Richtlinien 
auszuarbeiten und Ausbildungshandbücher für 
den Gebrauch der Heimatschutzkräfte herauszu- 
geben und der mit eigens geschaffenen nationa- 
len Heimatschutzausschüssen eng Zusammen- 
arbeiten könnte, die die einzelnen Regierungen 
über die Aufstellung, Ausbildung und Verwen- 
dung entsprechend den jeweiligen besonderen 
Gegebenheiten in den einzelnen Ländern beraten 
könnten; 

b) der NATO einschlägige Angaben zur Verfügung 
zu stellen, um diese in die Lage zu versetzen, die 
oben empfohlenen Untersuchungen anzustellen. 
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Entschließung 

Unterrichtung der Parlamente über Verteidigungs- 
fragen 

Die Versammlung 

weist auf die unterschiedlichen Methoden hin, nach 
denen die Mitglieder der nationalen Parlamente 
der Mitgliedstaaten über Verteidigungsfragen un- 
terrichtet werden; 

ist der Auffassung, daß die Unterrichtung über 
Verteidigungsangelegenheiten, wenn sie wirklich 
für die bestehende europäische und atlantische 
Sidierheitslage relevant sein soll, internationalen 
Charakter haben und auf NATO-weiter Basis er- 
folgen muß; 


erachtet es für wünschenswert, daß diejenigen 
nationalen Parlamente, die zur Zeit noch keine par- 
lamentarischen Verteidigungsausschüsse besitzen, 
unverzüglich und ernsthaft erwägen sollten, solche 
Ausschüsse zu bilden; und 

schlägt den Vorsitzenden und Mitgliedern der 
nationalen parlamentarischen Verteidigungsaus- 
schüsse vor, 

die bestehenden Informationskanäle für Verteidi- 
gungsangelegenheiten in Zusammenarbeit mit den 
Militärbehörden der NATO durch Besuche bei 
NATO-Kommandobehörden und Vorträge durch 
NATO-Befehlshaber wie auch durch Besuche bei 
Truppeneinheiten und Generalstäben der NATO- 
Partner zu ergänzen. 


III. Wirtschaftsausschuß 


Empfehlung 

Multinationale Handelsgesellschaft 

Die Versammlung 

stellt fest, daß die multinationale Handelsgesell- 
schaft zu einer in hohem Maße wirksamen Einrich- 
tung für regionale und weltweite wirtschaftliche Be- 
ziehungen geworden ist; 

stellt fest, daß die multinationalen Handelsgesell- 
schaften ihre Tätigkeit zunehmend auf die entwik- 
kelten Staaten und Regionen der Atlantischen Ge- 
meinschaft konzentrieren; 

stellt fest, daß infolgedessen die währungspoliti- 
schen und steuerlichen Probleme und zugleich auch 
die Probleme der Beschäftigung und Arbeitslosig- 
keit dies- und jenseits des Atlantiks in zunehmen- 
dem Maße eng miteinander verknüpft werden; 

stellt jedoch andererseits auch fest, daß die Staa- 
tenlosigkeit der multinationalen Handelsgesell- 
schaften verbunden mit ihren gewaltigen Betriebs- 
größen dazu führen könnte, daß diese in sich selbst 
zu einer Macht werden, falls sie nicht durch eine Be- 
hörde in den Heimat- und Gaststaaten strikt und 
wirksam überwacht werden; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, die Regierungen 
seiner Mitglieder dringend zu bitten, 

a) alle Initiativen zu unterstützen, welche von in- 
ternationalen Körperschaften (wie z. B. der 
OECD und der Internationalen Handelskammer) 
ergriffen werden, um einheitliche internationale 
Definitionen und Normen für die multinationale 
Handelsgesellschaft festzulegen sowie „inter- 
nationale Grundregeln" über einen Verhaltens- 
kodex für multinationale Handelsgesellschaften 
und für die Nationalstaaten in ihren gegenseiti- 
gen Beziehungen auszuarbeiten; 


b) vorzuschlagen, daß der Wirtschaftsausschuß der 

NATO 

1. einen umfassenden Bericht vorbereitet über 
die wirtschaftlichen und sozialen Rückwir- 
kungen der multinationalen Handelsgesell- 
schaften auf die NATO-Mitgliedstaaten be- 
züglich ihrer inneren Verhältnisse und ihren 
Beziehungen untereinander; 

2. die Entwicklung der Kriterien und der Maß- 
nahmen der einzelnen Länder anregt und un- 
tersucht. 

Empfehlung 

Internationale Währungssituation 

Die Versammlung 

ist sich der Notwendigkeit der Harmonisierung 
der Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaaten be- 
wußt, wie es Artikel 2 des Nordatlantikvertrages 
verlangt; 

stellt mit Besorgnis die Folgen der Aktionen der 
Vereinigten Staaten im Zusammenhang mit der Dol- 
lar-Konvertibilität fest; 

ist sich der Bedrohung der Weltwährungsstabilität 
und des Welthandels durch das „floating" der Wech- 
selkurse bewußt; 

ist besorgt, daß der Welthandel dadurch bedroht 
wird, daß Mitgliedstaaten protektionistische Maß- 
nahmen treffen; 

erkennt das Erfordernis für eine gemeinsame Ak- 
tion der Mitglieder des Bündnisses, damit lang- 
fristige Lösungen der internationalen monetären 
I Probleme erreicht werden; 
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empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

die Regierung der Mitgliedstaaten aufzurufen 

a) die Gefahren einer einseitigen Aktion in wirt- 
schaftlichen und währungspolitischen Angelegen- 
heiten, besonders die Möglichkeit von Gegen- 
maßnahmen, zu erkennen; 

b) durch Zusammenkünfte des Internationalen Wäh- 
rungsfonds und des Zehner-Klubs eine dringend 
notwendige und sofortige Vereinbarung über die 
Neufestsetzung der bestehenden Wechselkurse 
zu finden, um eine der grundlegenden Ursachen 
der Einführung der 10^/oigen Sondersteuer auszu- 
schließen; 

c) Schritte zu unternehmen, um einen international 
getragenen Reservefonds zu bilden und in Ver- 
bindung damit die bestehende Rolle der Sonder- 
ziehung srechte zu überprüfen; 

d) eine langfristige Politik anzustreben, um kurz- 
fristige Behelfsregelungen durch eine vollstän- 
dige Revision des Bretton-Woods-Abkommens 
zu ersetzen. 

Empfehlung 

Wirtschaftliche Beziehungen 
zwischen den NATO-Mitgliedstaaten 

Die Versammlung 

erinnert an die Empfehlung II seines Wirtschafts- 
ausschusses über wirtschaftliche Beziehungen, die 
im November 1970 angenommen wurde; 

stellt mit Bedauern die weitere Verschlechterung 
der Währungs- und Handelsbeziehungen zwischen 
den Mitgliedern des Bündnisses fest; 


stellt fest, daß die lebenswichtigen Aufgaben, die 
von dem Bündnis erfüllt werden, nicht durch wirt- 
schaftliche Probleme gefährdet werden sollten; 

stellt fest, daß der Dialog auf parlamentarischer 
Ebene, der vom Wirtschaftsausschuß und seinem be- 
sonderen Unterausschuß über die wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen den NATO-Mitgliedern ge- 
führt wird, von einem engeren ständigen Dialog zwi- 
schen den Regierungen der Mitgliedstaaten des At- 
lantischen Bündnisses begleitet werden sollte; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat: 

a) die notwendigen Initiativen zu ergreifen, um 
die wirtschaftliche Bedeutung der NATO durch 
die Stärkung der wirtschaftlichen Verbindungen 
hervorzuheben und zur Unterstützung der Ziele 
des Artikels 2 des Nordatlantik-Vertrages die 
die Mitglieder des Bündnisses betreffende wirt- 
schaftliche Situation auf Regierungsebene zu 
überprüfen und die Verfahren zu gegenseitigen 
Konsultationen wirksamer anzuwenden; 

b) seine Mitgliedstaaten dringend zu bitten: 

1. die gegenwärtig maßgeblichen Ursachen für 
die Verschlechterung der wirtschaftlichen Be- 
ziehungen, besonders auf den Gebieten der 
Währung und des Handels, zu beheben; 

2. durch vorherige und ständige Konsultationen 
eine Eskalation der Meinungsverschiedenhei- 
ten auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Be- 
ziehungen zu vermeiden; 

3. ihren ganzen Einfluß in allen zuständigen in- 
ternationalen Organisationen für Konsul- 
tationen und gegenseitiges Einvernehmen gel- 
tend zu machen. 


IV. Ausschuß für Erziehungswesen, Kultur und Information 


Empfehlung 

Seminar über öffentliche Verwaltung 

Die Versammlung 

verweist auf die Seminare über öffentliche Ver- 
waltung, die 1969 und 1970 unter ihrer Schirmherr- 
schaft im Europakolleg in Brügge stattgefunden 
haben; 

bedauert die von der NATO getroffene Entschei- 
dung, das Seminar, das 1971 im Europakolleg statt- 
finden sollte, finanziell nicht zu unterstützen; 

verweist darauf, wie wichtig ein ständiger ge- 
genseitiger Austausch von Gedanken und Erfah- 
rungen über die Entwicklung von Verfahren der 


öffentlichen Verwaltung für die Regierungen, die 
nationalen Verwaltungsbehörden und die Völker 
der Bündnispartner ist; 

ist der Auffassung, daß die Ziele der beiden Semi- 
nare über öffentliche Verwaltung, die unter der 
Schirmherrschaft der Versammlung stattgefunden 
haben, mit den Initiativen der NATO zum Umwelt- 
schutz voll übereinstimmten; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, sich mit min- 
destens 20 000 Dollar an den Kosten für die Veran- 
staltung eines dritten Seminars über öffentliche 
Verwaltung für höhere Staatsbeamte zu beteiligen, 
das 1972 unter der Schirmherrschaft der Versamm- 
lung in den Amtssprachen der NATO stattfinden 
soll. 


7 



Drucksache VI/2801 


Deutscher Bundestag^ — - 6. Wahlperiode 


Empfehlung 

Presse- und Informationstätigkeit der NATO 

Die Versammlung 

hält es für erforderlich, den Völkern der Mitglied- 
staaten des Bündnisses die NATO so wirksam wie 
möglich darzustellen; 

ist der Auffassung, daß die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten in erster Linie selbst dafür verantwort- 
lich sind, die Arbeit der NATO für Frieden und 
Sicherheit zu veranschaulichen; 

begrüßt den Dialog, den ihr Ausschuß für Erzie- 
hung, Kultur und Information mit qualifizierten 
Vertretern der Massenmedien eingeleitet hat; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

a) Mittel und Wege zu erkunden, um die derzeiti- 
gen negativen Auswirkungen der Einstimmig- 
keitsregel, nach der Informationen und Kommen- 
tare von der NATO für die Massenmedien frei- 
gegeben werden, dahin gehend abzumildern, daß 


der Presse- und Informationsdienst der NATO 
befugt wird, konstruktive politische Kommentare 
zu den für das Bündnis wichtigen Ereignissen ab- 
zugeben; 

b) jede nationale Delegation in der NATO zu er- 
suchen, einen hochqualifizierten Verbindungs- 
mann für Presse und Fernsehen zu ernennen-, 

c) die Militärbehörden der NATO zu ersuchen, 
einige der Sicherheitsbeschränkungen, die das 
Filmen der Tätigkeit und Manöver der der 
NATO unterstellten bewaffneten Streitkräfte un- 
tersagen, zu lockern; 

d) die Möglichkeit zu prüfen, zu bestimmten Sitzun- 
gen einiger NATO-Ausschüsse, z. B. des Aus- 
schusses für Aufgaben der Modernen Gesell- 
schaft, die Öffentlichkeit zuzulassen; 

e) die regelmäßige Veranstaltung von Tagungen 
der Mitglieder des Presse- und Informations- 
dienstes der NATO mit den in Belgien fürNATO- 
Fragen zuständigen Journalisten im Zentrum von 
Brüssel zu fördern. 


V. Ausschuß für Wissenschaft und Technik 


Empfehlung 

Lärm von Flugzeugen und insbesondere von 
Überschallflügen 

Die Versammlung 

stellt fest, daß der Lärm zu einer großen Gefahr 
für das Wohlergehen der Menschheit geworden ist; 

stellt fest, daß der durch Flugzeuge und insbe- 
sondere durch Überschallflüge verursachte Lärm 
eine erhebliche Beeinträchtigung darstellt, dem der 
einzelne schutzlos ausgeliefert ist und 

stellt fest, daß die Möglichkeit, den Fluglärm 
durch bekannte technische Verfahren und durch die 
Anwendung von internationalen Regelungen zu ver- 
ringern, nur durch Vereinbarungen zwischen den 
staatlichen Behörden garantiert werden kann; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, die Regierungen 
der Mitgliedstaaten zu ersuchen, 

a) sich über die Anwendung bekannter Verfahren 
zur Verringerung des Lärms ihrer eigenen Luft- 
flotten zu einigen; 

b) die Anwendung der von der Internationalen 
Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) empfohlenen 
Normen über den Fluglärm sicherzustellen; 

c) sich ferner über die Anwendung dieser Normen 
auf Überschallflugzeuge zu einigen, bevor solche 
Flugzeuge in den normalen Linienverkehr auf- 
genommen werden (Ende 1973); 


d) Initiativen zu internationalen Konferenzen über 
die Auswirkungen des Überschallknalls auf die 
menschliche Ümwelt zu unterstützen; 

e) bei der nächsten Plenarsitzung des Ausschusses 
für Aufgaben der Modernen Gesellschaft (CCMS) 
vorzuschlagen, daß die Umweltexperten in Be- 
tracht ziehen sollen, daß Maßnahmen zum Schutz 
gegen den Lärm von Flugzeugen und insbeson- 
dere von Überschallflügen dringend erforderlich 
sind. 

Empfehlung 

Rauschgiftkontrolle 

Die Versammlung 

stellt fest, daß in letzter Zeit in der internationa- 
len Bekämpfung des Drogenmißbrauchs zahlreiche 
Fortschritte erzielt worden sind; 

verweist auf die umfassenden Maßnahmen der 
Vereinten Nationen zur Bekämpfung dos Drogen- 
mißbrauchs, die zugleich gegen die illegale Erzeu- 
gung, die Nachfrage und Weitergabe von Drogen 
gerichtet sind, und insbesondere auf den von den 
Vereinten Nationen am 1. April 1971 errichteten 
Sonderfonds zur Kontrolle des Drogenmißbrauchs; 

ist sich dessen bewußt, daß die Sicherheit aller 
NATO-Staaten und die Gesundheit und das Wohl- 
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ergehen der ganzen Menschheit vom steigenden 
illegalen Drogenverbrauch bedroht werden; 

anerkennt die dringende Notwendigkeit einer 
wirksamen internationalen Zusammenarbeit, die es 
ermöglicht, die illegale Herstellung, Verarbeitung 
und Weitergabe von Rauschgiften wirksam zu un- 
terbinden; 

begrüßt die kürzlich getroffene Entscheidung der 
türkischen Regierung, die Opiumerzeugung mit Ab- 
lauf des Monats Juni 1972 zu verbieten; wünscht 
die internationale Zusammenarbeit weiter auszu- 
weiten und zu verstärken; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, 

a) die Regierungen der Mitgliedsstaaten zu er- 
suchen, bilaterale und multilaterale Abkommen 
mit Mitglied- und Nichtmitgliedstaaten zu tref- 
fen, die darauf abzielen: 

1. den Ländern, die die Opiumherstellung ver- 
bieten, finanzielle Unterstützung zur Entwick- 
lung anderer Anbauarten oder anderer Pro- 
gramme zu gewähren, um somit die durch 
ein solches Verbot entstehenden wirtschaft- 
lidien Nachteile zu verringern; 

2. ein System von Sanktionen zu erwägen, um 
die Wirksamkeit der Maßnahmen zur Beseiti- 
gung der illegalen Herstellung, Verarbeitung, 
Veräußerung und Weitergabe gefährlicher 
Rauschgifte zu gewährleisten; 

3. ein internationales polizeiliches Vorgehen 
festzulegen und 

4. den gegenseitigen Beistand und den Aus- 
tausch von Forschungsergebnissen und Infor- 
mationen betreffend die Entwicklung syn- 
thetischer Ersatzstoffe für Morphium, Codein 
und andere gesetzlich erlaubte Opiumderivate 
zu ermöglichen, 

b) die Regierungen seiner Mitgliedstaaten zu er- 
suchen, in ihren jeweiligen gesetzgebenden Kör- 
perschaften: 

1. auf die Annahme strikter innenpolitischer 
Maßnahmen und die internationale Koordi- 
nierung des zur Durchführung der entspre- 
chenden Gesetze erforderlichen Personals so- 
wie der Verfahren zur Beseitigung des illega- 
len Drogenhandels hinzuwirken; 

2. umfassende Programme zur Behandlung, Be- 
treuung und Rehabilitierung von Rauschgift- 
süchtigen aufzustellen, 

c) daß die Regierungen der Mitgliedstaaten die 
Bemühungen der Vereinten Nationen in diesem 
Bereich unterstützen, die darauf abzielen: 

1, bei der im März 1972 stattfindenden Konfe- 
renz der Bevollmächtigten, die Bestimmungen 
der Einzigen Konvention von 1961 über 
Rauschgifte zu verschärfen, angesichts der 
dringenden Notwendigkeit, die Verwendung 
von Rauschgiften auf ausschließlich medizini- 
sche und wissenschaftliche Zwecke zu be- 
schränken und die illegale Herstellung und 
Weitergabe zu unterbinden; 


2. die Mitglieder der Vereinten Nationen bei 
ihrem Kampf gegen das Drogenproblem zu 
unterstützen. Hierbei sollten die Mitglieder 
einen großzügigen Beitrag zum Sonderfonds 
der Vereinten Nationen leisten, der die wich- 
tigste Geldquelle für solche Hilfeleistungen 
sein wird; 

3. die Ratifizierung der Konvention über die 
32 psychotropischen Substanzen, die vom Aus- 
schuß der Vereinten Nationen für Rauschgifte 
erarbeitet und bei der Konferenz der Ver- 
einten Nationen im Februar 1971 in Wien 
gebilligt wurde, so bald wie möglich in die 
Wege zu leiten, 

d) dem Ausschuß für Aufgaben der Modernen Ge- 
sellschaft vorzuschlagen, bei seiner nächsten 
Plenarsitzung eine Modellstudie anzufertigen, 
in der diese Empfehlungen aufgegriffen, Muster- 
vorhaben entworfen und konkrete Vorschläge 
zur internationalen Rauschgiftkontrolle gemacht 
werden. 


Empfehlung 

Meeresverschmutzung durch Ölrückstände 

Die Versammlung 

stellt fest, daß der Weltbedarf an Kohlenwasser- 
stoffen zunehmend durch Unterwasserbohrungen ge- 
deckt und per Schiff transportiert wird; 

ist der Auffassung, daß über die Auswirkungen 
der Ölrückstände auf die Meeresökologie, das Fort- 
bestehen dieser Auswirkungen sowie die Methoden 
zur Neutralisierung dieser Verschmutzung er- 
schreckend wenig bekannt ist; 

ist der Auffassung, daß die Rechtsvorschriften in 
aller Welt zur Zeit die Gefahren von nachlässig ge- 
handhabten Transporten Ökologisch gefährlicher 
Frachten für die Küstenstaaten und die Weltgemein- 
schaft zu wenig berücksichtigen; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, die Mitgliedstaa- 
ten zu ersuchen, 

a) grundsätzlich eine umfassende Erforschung der 
Methoden zur Vorbeugung und Neutralisierung 
von Ölrückständen zu befürworten; 

b) einer Studie über die schädlichen Auswirkungen 
der Verschmutzung durch Kohlenwasserstoffe zu- 
zustimmen; 

c) eine solche Forschung einzeln zu betreiben und 

d) die Einberufung einer Konferenz über eine neue 
Meeresgesetzgebung nachdrücklich zu unter- 
stützen, bei der neue und wirksamere internatio- 
nale Bestimmungen für die Verschiffung von um- 
weltgefährdenden Frachten erarbeitet werden; 

e) die im Juni 1971 vom Nordatlantikrat angenom- 
menen ausführlichen Entschließungen und Emp- 
fehlungen des Ausschusses für Aufgaben der 
Modernen Gesellschaft (CCMS) betreffend die 
Meeresverschmutzung durch Ölrückstände aus- 
zuführen. 
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Entschließung 

Technischer Fortschritt und Umweltschutz 

Die Versammlung 

stellt fest, daß der technische Fortschritt und die 
sich immer mehr ausbreitende Industrialisierung das 
natürliche Erbe jedes Landes bedrohen; 

stellt fest, daß zu viele Menschen den technischen 
Fortschritt als den eigentlichen Fortschritt ansehen, 
ohne dabei an ihre Verantwortung gegenüber der 
Umwelt zu denken; 

stellt fest, daß der Umweltschutz in den Arbeits- 
programmen einer Reihe von internationalen Orga- 
nisationen und insbesondere des NATO-Ausschusses 
für Aufgaben der Modernen Gesellschaft gefordert 
wird; 

ist der Auffassung, 

a) daß die Mitglieder der Versammlung bei den 
Aussprachen in ihren nationalen Parlamenten 
zuerst feststellen sollten, welche schädlichen Aus- 
wirkungen technische Vorhaben oder neue In- 
dustrien möglicherweise für den Menschen 
haben; 

b) daß der Kampf gegen die Umweltverschmutzung, 
sei es der Schutz von Landschaften oder natür- 
lichen Grundstoffen wie Wasser und Luft, zu 
einer absoluten und vordringlichen Notwendig- 
keit geworden ist; 

c) daß die Mitglieder der Versammlung, die zwei 
Drittel der industrialisierten Welt vertreten, die 
unbedingte Pflicht haben, dafür Sorge zu tragen, 
daß ihre jeweiligen Regierungen alle erforder- 
lichen Maßnahmen ergreifen, um eine gesunde 
Umwelt zu erhalten und notfalls wiederherzu- 
stellen, insbesondere durch eine internationale 
Koordinierung der verschiedenen Programme 
zum Schutz gegen Verschmutzung, übermäßigen 
Lärm und atomare Strahlungen; 

d) daß die Mitglieder der Versammlung bei den 
Aussprachen in ihren jeweiligen Parlamenten zu 
jenen grundlegenden Entscheidungen auf wirt- 
schaftlicher, sozialer und finanzieller Ebene bei- 
tragen sollten, die sich aus einer Annahme der 
einheitlichen Kontroll- und Vorbeugebestimmun- 
gen ergeben haben, die auf die Erhaltung einer 
gesunden und dem grundlegenden Wohlergehen 
der Menschheit entsprechenden Umwelt abzielen. 


Entschließung 

Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten Staaten, 
Kanada und den europäischen Ländern 
in der Raumfahrt 

Die Versammlung 

ist der Auffassung, daß die Erforschung des Welt- 
raums mit all ihren wirtschaftlichen und wissen- 


schaftlichen Folgen als eine der größten Hoffnungen 
zur Verbesserung des Schicksals der gesamten 
Menschheit zu fördern ist; 

ist der Auffassung, daß die Zusammenarbeit zwi- 
schen den europäischen Ländern, Kanada und den 
Vereinigten Staaten in der Raumfahrt die politischen 
und wirtschaftlichen Bindungen zwischen den Mit- 
gliedstaaten des Atlantischen Bündnisses festigen 
kann; 

ist der Auffassung, daß diese Zusammenarbeit auf 
atlantischer wie internationaler Ebene durch eine 
aktive Beteiligung an den INTELSAT-Programmen 
sowie durch technische und Handelsvereinbarungen 
mit den Vereinigten Staaten erfolgen sollte; 

ist der Auffassung, daß ein gemeinsames Vor- 
gehen der westeuropäischen Länder — um sowohl 
ihre Unabhängigkeit auf dem Gebiet der Telekom- 
munikation zu sichern, als sich auch weitgehend 
technisch und wirtschaftlich an den Raumfahrtpro- 
grammen der Vereinigten Staaten zu beteiligen — 
die Stellung Europas gegenüber den Vereinigten 
Staaten verbessern würde; 

schlägt vor, 

a) daß die Delegierten an ihre Parlamente, Regie- 
rungen oder die Öffentlichkeit herantreten soll- 
ten, um die unmittelbare oder zumindest mittel- 
fristige Zweckmäßigkeit der Weltraumforschung 
hervorzuheben und dabei auf die gute Anlage 
des dort investierten Kapitals zu verweisen; 

b) daß die Delegierten der europäischen Mitglied- 
staaten der Versammlung ihre Regierungen dazu 
auf fordern sollten: 

1. das europäische Vorgehen in der Raumfahrt 
fortzusetzen oder sich ebenfalls daran zu be- 
teiligen, so daß schließlich ein einziges euro- 
päisches Raumfahrtgremium geschaffen wer- 
den kann; 

2. an der Entwicklung und Fertigstellung von 
Trägerraketen für Satelliten von mehr als 
600 kg Gewicht weiterzuarbeiten, um somit 
die Unabhängigkeit Europas im Bereich der 
Telekommunikation zu sichern und die An- 
strengungen der europäischen Wissenschaft 
und Industrie zu vereinheitlichen; 

3. die erforderlichen Vereinbarungen und Ver- 
träge zur Ausführung dieser Programme zu 
unterzeichnen und ihrem Bruttosozialprodukt 
entsprechende Beiträge zu leisten, 

c) daß alle Mitglieder der Versammlung ihre Regie- 
rungen dazu auffordern sollten, die Zusammen- 
arbeit in der Raumfahrt im Rahmen der INTEL- 
SAT-Programme und insbesondere im „Post- 
Apollo-Programm'' durch bilaterale oder multi- 
laterale technische- oder Handelsvereinbarungen 
weiter zu verbessern. 
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